	Kommunalsteuerfestsetzung nach GPLA durch die I. Instanz

notwendig, wenn der Abgabepflichtige (bei von der Selbstbemessung abweichenden Prüfungsfeststellungen) weder von sich selbst aus noch auf Grund einer Aufforderung (siehe 
	§ 11 Abs 3 erster Satz KommStG 1993

	Muster 151) eine berichtigte Erklärung ein(ge)reicht (hat). Achtung: Nur die Zahlung des Kommunalsteuer-Differenzbetrages und des allfälligen Säumniszuschlages reicht nicht!!
	152


Stadt-/Markt-/Gemeinde .........................................
........................................., am ...........201…
Gegen Zustellnachweis.

Name des Empfängers 

(Abgabepflichtiger bzw.

Vertreter des Steuerpflichtigen, 

welche eine Zustellvollmacht innehat)

.........................................

GZ: ........................................./152

Festsetzung der Kommunalsteuer nach GPLA

Bescheid

Spruch

Die von ................... .................... ..........................., .................................. ...., ......... ................... ................., vertreten durch ................... .................... ..........................., .................................. ...., ......... ................... ................., für den Zeitraum vom ............. bis ............. zu entrichtende Kommunalsteuer wird mit (gerundet) ...................,.... Euro festgesetzt; die Bemessungsgrundlage beträgt ..................... Euro und ist in der Begründung dieses Bescheides jahreweise hergeleitet.

(Bei Abgabenrückstand zum Zeitpunkt der Abgabenfestsetzung zusätzlich:)

Auf den bescheidgegenständlichen Zeitraum wurden bisher Kommunalsteuerzahlungen in Höhe von € .............,.... fristgerecht (und Kommunalsteuerzahlungen in Höhe von € .............,.... verspätet, somit insgesamt Kommunalsteuerzahlungen in Höhe von € .............,....) geleistet.
Zufolge der mit diesem Bescheid für obigen Zeitraum vorgenommenen Abgabenfestsetzung ergibt sich im Vergleich zu den bisher geleisteten Zahlungen ein Kommunalsteuerrückstand in Höhe von € .............,....., welcher längstens binnen einem Monat ab Zustellung dieses Bescheides (Fälligkeitstag) bei sonstiger Exekution ohne jegliche vorherige Mahnung zu entrichten ist.

(Säumniszuschlag-Festsetzung bei Abgabenrückstand und/oder nicht fristgerecht geleisteten Zahlungen iHv insgesamt zumindest € 250,00 [Säumniszuschlag-Mindestbetrag = € 5,00])
Infolge der nicht fristgerechten Abgabenentrichtung wird auf die oben angeführten nicht fristgerecht erfolgten Kommunalsteuerzahlungen gemäß §§ 217 und 217a Bundesabgabenordnung, BGBl 194/1961 in der geltenden Fassung (BAO), ein 2%iger Säumniszuschlag in Höhe € .............,..... festgesetzt, welcher bereits im Zeitpunkt der Zustellung des vorliegenden Bescheides fällig wurde.

Begründung

Bei Ihrem Unternehmen wurde kürzlich im Zuge einer durch die Finanzverwaltung bzw. durch die Sozialversicherung durchgeführten gemeinsamen Prüfung aller lohnabhängigen Abgaben im Sinne des § 14 Abs 1 erster bis fünfter Satz Kommunalsteuergesetz 1993, BGBl 819/1993 in der geltenden Fassung (KommStG 1993) eine von der Selbstbemessung abweichende Kommunalsteuerbemessungsgrundlage festgestellt. Die Prüfung stellte dabei im Einzelnen folgende Abweichungen von der Selbstbemessung fest:

	[Begründung laut FinanzOnline-Ergebnismitteilungstext; Beispieltexte im Anhang an diesen Entwurf]


Die sich daraus (neu) ergebenden Kommunalsteuer-Bemessungsgrundlagen, welche die erwähnten notwendigen Richtigstellungen beinhalten, ermitteln sich für die einzelnen Jahre daher wie folgt:
	Zeitraum
	Bemessungsgrundlage lt. Selbstbemessung (Erklärung)
	Nachversteuerung
laut Prüfung
	richtig gestellte KommSt-Bemessungsgrundlage

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	Summe KommSt-Bemessungsgrundlage:
	

	
	davon 3 % Kommunalsteuer
	,_0


Die entsprechenden Prüfungsfeststellungen wurden Ihnen zudem bereits beim Abschluss der Prüfung bekannt gegeben. Nachdem Sie aber trotzdem keine entsprechend (vollständig) berichtigte Abgabenerklärung im Sinne des § 139 BAO eingereicht haben, war die Kommunalsteuer unter der derart erfüllten Voraussetzung, dass „sich die Selbstberechnung des Unternehmers als nicht richtig“ erweist „oder ... die selbstberechnete Kommunalsteuer nicht oder nicht vollständig entrichtet“ wird, gemäß § 11 Abs 3 erster Satz KommStG 1993 bescheidmäßig festzusetzen.

(Säumniszuschlag-Festsetzung bei Abgabenrückstand zum Zeitpunkt der Abgabenfestsetzung, Mindestbetrag € 5,00)

Der im Bescheidspruch ausgewiesene Abgabenrückstand wäre im Sinne des § 11 Abs 2 KommStG 1993 bereits jeweils bis zum 15. des darauf folgenden Monates (Fälligkeitstag) an die Gemeinde zu entrichten gewesen. § 217 Abs 1 und 2 BAO in Verbindung mit § 217a Z 2 BAO sieht vor, dass ein Säumniszuschlag in Höhe von 2 % des nicht zeitgerecht entrichteten Abgabenbetrages zu entrichten ist, wenn eine Abgabe nicht spätestens am Fälligkeitstag entrichtet wird und der festzusetzende Säumniszuschlag zumindest € 5,00 erreicht, wobei Säumniszuschläge werden im Zeitpunkt der Zustellung des sie festsetzenden Bescheides fällig werden.

Im Bescheidspruch war daher auch der zu entrichtende Säumniszuschla​g, insoweit er auf (verspätete Zahlungen und) den noch ausständigen Abgabenbetrag entfällt, festzusetzen.
Rechtsmittelbelehrung

Sie haben das Recht, gegen diesen Bescheid Berufung einzulegen. Die Berufung muss innerhalb eines Monats nach der Zustellung des Bescheides bei der Stadt-/Markt-/Gemeinde ............................. eingereicht oder bei der Post aufgegeben werden oder in einer sonst technisch möglichen Form eingebracht werden (mit E-Mail jedoch nur insoweit, als für den elektronischen Verkehr zwischen der Bescheid erlassenden Behörde und den Beteiligten nicht besondere Übermittlungsformen vorgesehen bzw. etwaige technische Voraussetzungen oder organisatorische Beschränkungen des elektronischen Verkehrs im Internet bekannt gemacht sind). In der Berufung sind der Bescheid zu bezeichnen sowie die gewünschten Änderungen anzuführen und zu begründen. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung (§ 254 BAO).

Der Bürgermeister:

............................................

(Name des Bürgermeisters)

	Auswahl beispielhafter kurzer Musterbegründungen

	1
	Arbeitslöhne der Aushilfen/Ferialpraktikanten/Erntehelfer waren nicht versteuert, sind aber in die Bemessungsgrundlage der Kommunalsteuer mit einzubeziehen.

	2
	(Anteilige) Arbeitslöhne, welche nicht (ausschließlich) dem im Sinne des § 8 Z 2 begünstigten Förderziel eines Unternehmens (mildtätige und/oder gemeinnützige Zwecken auf dem Gebiet der Gesundheitspflege, Kinder-, Jugend-, Familien-, Kranken-, Behinderten-, Blinden- und Altersfürsorge) zuzurechnen sind, waren nicht versteuert, sind aber (anteilig) steuerpflichtig.

	3
	Lohnsteuerpflichtige Anteile vom Dienstreisenersatz in Form von ..................... der Dienstnehmer ............... waren nicht bzw. nicht zutreffend versteuert.

	4
	Die Abgabenerklärung der Kommunalsteuer für den Prüfungs- bzw. Bescheidzeitraum fehlte, weswegen die im Zuge der Prüfung festgestellte Kommunalsteuer-Bemessungsgrundlage zur abgabenbehördlichen bescheidmäßigen Festsetzung heranzuziehen war.

	5
	Die Kommunalsteuer wurde (für die Dienstnehmer ..........., ...........) nicht richtig berechnet, da Fehler bei der EDV-Stammdateneingabe beim Steuersignal für die „KommSt-Pflicht“ unterlaufen sind.

	6
	Folgeprovisionen der ehemaligen Dienstnehmer ................................. stellen ebenfalls Arbeitslöhne im Sinne des KommStG 1993 dar, waren aber nicht versteuert. 

	7
	Es wurden ................. (Freibeträge, Rundungsbeträge, Lehrlingsentschädigungen, Sonderzahlungen, ...) von der Bemessungsgrundlage abgezogen bzw. nicht versteuert worden; diese sind aber Teil der Bemessungsgrundlage der Kommunalsteuer.

	8
	Die Arbeitslöhne der Dienstnehmer ............... waren nicht versteuert bzw. eindeutig und unstrittig unzutreffend einer anderen Gemeinde zugeordnet, ohne dass damit andere Gemeinden betreffende Zerlegungs- oder Zuteilungsfragen hinsichtlich der Arbeitslöhne dieser Dienstnehmer tangiert werden. 

	9
	Die Gesellschafter-Geschäftsführerbezüge, welche nach dem Gesamtbild der Verhältnisse als Arbeitslohn im Sinne des Kommunalsteuergesetzes 1993 anzusehen sind, waren nicht versteuert, sind aber kommunalsteuerpflichtig.

	10
	Bei den Bezügen des Gesellschafter-Geschäftsführers waren Vorteile aus dem Dienstverhältnis (vom Dienstgeber ersetzte GSVG-Sozialversicherungsbeiträge, Sachbezugswerte für Dienstwohungen und/oder private PKW-Nutzung, Erfolgsprämien, Ersatz von Verkehrsdeliktstrafen, ...) nicht versteuert.

	11
	Die Kommunalsteuer wurde versehentlich nicht erklärt (und abgeführt), da irrtümlich beim in der Gründungsphase befindlichen Unternehmen angenommen wurde, dass das NEUFÖG auch auf die Kommunalsteuer anzuwenden sei, doch besteht hier volle Kommunalsteuerpflicht.

	12
	Ruhe- und Versorgungsbezüge aus einem früheren Dienstverhältnis gehören im Sinne des § 5 Abs 2 lit. a KommStG 1993 nicht zur Bemessungsgrundlage, setzen jedoch nach VwGH-Rechtsprechung (zB 2000/13/0058 vom 12.9.2001) voraus, dass das zu Grunde liegende Dienstverhältnis beendigt wurde und zum Zeitpunkt des Zuflusses nicht mehr besteht. Insoweit waren die Pensionabfindungen steuerpflichtig.

	13
	Sachbezüge in Form von ............................ (Dienstwohungen, privater PKW-Nutzung, Erfolgsprämien, Ersatz von Verkehrsdeliktstrafen, ...) stellen einen geldwerten steuerpflichtigen Vorteil aus dem Dienstverhältnis dar und waren zu Unrecht nicht versteuert bzw. nicht richtig bewertet.

	14
	Urlaubsentschädigungen und Urlaubsabfindungen waren nicht versteuert, unterliegen aber im Sinne der ständigen höchstgerichtlichen Rechtsprechung der Kommunalsteuer (zB VwGH 97/14/0045 vom 28.10.1997; 99/15/0065 vom 22.4.1999), da die begünstigte Besteuerung des § 67 Abs. 6 EStG 1988 nur solche Bezüge erfasst, deren unmittelbare Ursache die Beendigung des Dienstverhältnisses ist.
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